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Das Baugesetz der Gemeinde Domat/Ems vom 10. März 2009 wird wie folgt ange-

passt bzw. ergänzt: 

Hinweis 

Normal = Rechtskräftiger Gesetzestext 

Rot = Änderung oder Ergänzung 

durchgestrichen = Streichung 

 

D. Weitere Zonen 

 

Materialabbauzone Art. 39 

1. Die Materialabbauzone umfasst Flächen, die für die Gewinnung von natürlichen 

Materialien wie Steine, Kies, Sand, Lehm und andere mineralische Rohstoffe 

bestimmt sind. Bauten und Anlagen, die unmittelbar dem Abbaubetrieb oder 

der Aufbereitung des an Ort gewonnenen Materials dienen, können für die 

Dauer des Abbaubetriebes bewilligt werden. Die Standorte solcher Bauten und 

Anlagen sind im Generellen Gestaltungsplan festgelegt.  

2. Die Gestaltung des Abbaugeländes nach Abschluss der Materialentnahme oder 

einzelner Etappen sowie weitere Massnahmen über die Gestaltung des Abbau-

geländes und den Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestaltungsplan 

festgelegt.  

3. Die Abbauflächen sind nach der Materialentnahme gemäss Generellem Gestal-

tungsplan zu gestalten. Die Baubehörde trifft die erforderlichen Massnahmen 

im Baubewilligungsverfahren. Sie kann insbesondere eine geeignete Sicherheit 

für die finanziellen Mittel verlangen, welche für den Abschluss der Arbeiten not-

wendig sind (zweckgebundenes Depositum).  

4. Die im Zonenplan ausgeschiedene 2. Abbauetappe bedarf vor der Beanspru-

chung der Zustimmung durch die Urnengemeinde.  

5. Die im Zonenplan ausgeschiedene temporäre Materialabbauzone fällt mit Ab-

lauf der Rodungsbewilligung am 31.12.2033 von Gesetzes wegen entschädi-

gungslos und ohne Nutzungsplanverfahren dahin. Der Gemeindevorstand er-

lässt gegenüber den Betroffenen eine entsprechende Verfügung. 
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Materialbewirtschaftungszone  Art. 39a 

1. Die Materialbewirtschaftungszone ist bestimmt für Bauten, Anlagen und Zwi-

schenlager im Zusammenhang mit der Gewinnung und Aufbereitung von natür-

lichen Materialien wie Steine, Kies, Sand, Lehm und anderen mineralischen 

Rohstoffen, mit der Sammlung und Sortierung von Bauabfällen, der Aufberei-

tung von mineralischen Bauabfällen wie Betonabbruch, Mischabbruch, Ausbau-

asphalt und Strassenaufbruch oder der Herstellung von Baustoffen wie Beton, 

Mörtel und Heissmischgut.  

2. Zulässig sind Büro- und Ausstellungsräume, soweit sie betrieblich mit einer zo-

nenkonformen Nutzung in Verbindung stehen. Die Erstellung von Wohnraum ist 

nicht gestattet.  

3. Die beanspruchten Flächen sind innert drei Jahren nach Einstellung der Materi-

albewirtschaftung im Sinne der künftigen Nutzung des Geländes zu gestalten 

und zu rekultivieren. Die Baubehörde trifft die erforderlichen Massnahmen im 

Baubewilligungsverfahren. Sie kann insbesondere eine geeignete Sicherheit 

(zweckgebundenes Depositum) für die finanziellen Mittel verlangen, welche für 

die Rekultivierung erforderlich sind.  

4. Vorbehalten bleiben besondere Anordnungen des Generellen Gestaltungsplans 

oder eines Arealplans.  

 

Materialablagerungszone Art. 40 

1. Die Materialablagerungszone umfasst Flächen, die für die Errichtung einer 

Inertstoffdeponie für die Beseitigung von unverschmutztem Aushub-, Ausbruch- 

und Abraummaterial bestimmt sind.  

1. Die Materialablagerungszone umfasst Flächen, die für die Errichtung des Depo-

nietyps A gemäss der jeweiligen Gesetzgebung des Bundes bestimmt sind.  

2. Bauten und Anlagen, die ausschliesslich dem Deponiebetrieb dienen, können 

für die Dauer des Betriebes bewilligt werden.  

3. Die Gestaltung des Deponiegeländes nach Abschluss der Deponie oder einzel-

ner Etappen sowie weitere Massnahmen über den Aufbau und die Gestaltung 

der Deponie und den Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestaltungs-

plan oder in einem Arealplan festgelegt.  

4. Für die Errichtung, den Betrieb und den Unterhalt der Deponie sowie für den 

Abschluss und dessen Sicherstellung gelten im Übrigen die einschlägigen eid-

genössischen und kantonalen Vorschriften. Vorbehalten bleiben insbesondere 

die notwendigen Bewilligungen des kantonalen Amtes für Natur und Umwelt.



 

  

 


